Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3294 


Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9, April 1965 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. h. c. Dr. e. h. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
281. Sitzung am 9. April 1965 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 19. März 1965 verabschiedeten 


Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Weinwirtschaft 

— Drucksachen IV/2813, IV/3186, IV/3187 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grunde einberufen wird. 


Dr. Diederichs 

Vizepräsident 


Bonn, den 9. April 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 26. März 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr, Diederidis 

Vizepräsident 


Druck- Bonner Universitäts-Buchdnickerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3294 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Wein Wirtschaft 


Artikel 1 Nr. 7 ist wie folgt zu fassen: 

,7. § 11 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Vorstand besteht aus höchstens drei Per- 
sonen.'" 


Begründung 

Im Zuge der europäischen Marktordnung für 
Wein wird der Stabilisierungsfonds als zen- 
trales, marktordnendes Instrument mit einschnei- 
denden Exekutivbefugnissen ausgestattet sein, 
über erhebliche öffentliche Mittel verfügen und 
hoheitliche Aufgaben zu erfüllen haben. 

Die sich daraus ergebende Verantwortungs- und 
Entscheidungslast des Vorstandes erfordert 
hauptamtliche, ausschließlich ihrer öffentlich- 
rechtlichen Aufgabe verantwortliche Kräfte. Dem 
entgegen schafft die jetzige Fassung des § 11 
Abs. 1 Weinwirtschaftsgesetz, bei der an die 
ehrenamtliche Mitwirkung einzelner Vertreter 
von Weinwirtschaftsgruppen gedacht war, die 
Möglichkeit der Interessenkollision. Die inter- 
essierten Wirtschaftsgruppen sind im Aufsichts- 
und Verwaltungsrat des Stabilisierungsfonds an- 
gemessen und mit ausreichender Einwirkungs- 
möglichkeit vertreten. 

Im Sinne einer sparsamen Verwaltungsführung 
sollte trotz wachsender Aufgaben die Höchstzahl 
der Vorstandsmitglieder auf drei beschränkt 
werden. 
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